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            Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gegen die Corona-Mutation gemeinsam und vorausschauend 
 
 

Gemeinsame Erklärung  

der Landesregierung, der Landrätin und Landräte und Oberbürgermeister, des Städte- 

und Gemeindetages, des Landkreistages, des DGB-Nord, der Vereinigung der Unter-

nehmensverbände, der Handwerks- und Industrie- und Handelskammern und der Liga 

der Wohlfahrtsverbände Mecklenburg-Vorpommern, 

am 22. Januar 2021  

 

 

 
 
Corona hat Deutschland insgesamt und auch Mecklenburg-Vorpommern weiter im 
Griff. Gerade Ostdeutschland ist von der zweiten Welle des Corona-Virus besonders 
stark betroffen. Zwar hat Mecklenburg-Vorpommern die niedrigste Inzidenz der ost-
deutschen Bundesländer. Aber auch bei uns liegt die Sieben-Tages-Inzidenz aktuell 
noch einmal höher als Mitte Dezember und zu Jahresbeginn, als die Beschlüsse zum 
derzeitigen Shutdown gefasst wurden. Im deutschlandweiten Vergleich der Infektions-
zahlen liegt Mecklenburg-Vorpommern im Mittelfeld. Gegenwärtig haben drei Land-
kreise Inzidenzen von über 150. Gerade in den Alten- und Pflegeheimen ist die Situa-
tion trotz der Fortschritte beim Impfen nach wie vor kritisch. Die Belastung im Gesund-
heitswesen, insbesondere in den Krankenhäusern und auf den Intensivstationen, und 
für die dort Beschäftigten ist weiterhin hoch.  
 
Eine neue Dimension erhält die Corona-Pandemie dadurch, dass inzwischen auch in 
Deutschland die ersten Fälle der in Großbritannien und Südafrika entdeckten Virus-
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Mutationen aufgetreten sind. Diese erweisen sich als deutlich ansteckender als die 
bisherigen Virus-Varianten. Entsprechend dramatisch ist die Infektionsdynamik in Eng-
land, Irland und anderen betroffenen Staaten. Eine solche Entwicklung gilt es in 
Deutschland unbedingt zu vermeiden. Grundvoraussetzung dafür ist, die Infektions-
zahlen schnellstmöglich so weit zu senken, dass die Kontaktnachverfolgung durch die 
Gesundheitsämter durchgängig und lückenlos gewährleistet werden kann – als Richt-
wert dafür gilt seit Beginn der Pandemie eine Sieben-Tages-Inzidenz von 50. Nur bei 
einer dauerhaft niedrigen Ansteckungsrate und weiteren Fortschritten bei der Impftä-
tigkeit kann auch die Verbreitung der Mutation nachhaltig gebremst werden. 
 
 
1. Umsetzung der Bund-Länder-Beschlüsse vom 19. Januar 2021 in MV 
 
Die Landesregierung, die Landrätin, Landräte und Oberbürgermeister, die kommuna-
len Landesverbände, die Sozialpartner, die Wirtschaftskammern und die Liga der 
Wohlfahrtsverbände danken der weit überwiegenden Mehrheit der Menschen im Land, 
die sich seit Monaten an die jeweiligen Regeln hält, um sich und andere vor den Ge-
fahren des Corona-Virus zu schützen. Sie sind sich einig, dass sich die Lage durch die 
drohenden Virus-Mutationen auch für Mecklenburg-Vorpommern noch einmal ver-
schärft hat. Die Partner halten deshalb weiter besondere Anstrengungen und voraus-
schauendes Handeln für erforderlich, um Mecklenburg-Vorpommern so gut wie mög-
lich durch die Pandemie zu bringen. Zur Umsetzung der Beschlüsse der Bundeskanz-
lerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 19. Januar 
2021 haben sie deshalb Folgendes vereinbart: 
 
 
Private Kontakte  
 
Schon jetzt gilt: Private Treffen in der Öffentlichkeit und in geschlossenen Räumen 
sind nur im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und mit maximal einer 
weiteren nicht im eigenen Hausstand lebenden Person gestattet. Dabei kommt es nicht 
darauf an, wo das Treffen stattfindet - bei der Einzelperson oder beim Hausstand mit 
mehreren Personen oder in der Öffentlichkeit. Dazugehörige Kinder bis 12 Jahre wer-
den nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung des Kindes erforderlich 
ist. Ebenso werden dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines Menschen mit 
Behinderungen nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung des Men-
schen mit Behinderungen erforderlich ist. 
 
Diese strenge Regelung wird nicht weiter verschärft. Es wird jedoch dringend empfoh-
len, die Zahl der Haushalte, aus der die weiteren Personen kommen, möglichst kon-
stant und klein zu halten. 
 
 
Kontakte bei der Arbeit und auf dem Weg dorthin 
 
Auch am Arbeitsplatz und auf dem Weg dorthin müssen Kontakte so weit wie möglich 
reduziert werden. Private und öffentliche Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber werden 
deshalb aufgefordert - auch unabhängig von rechtlichen Verpflichtungen - alle Mög-
lichkeiten zum Arbeiten von zuhause (Home-Office) auszuschöpfen und überall dort, 
wo dies nicht möglich ist, bestmögliche Infektionsvorsorge durch zeitversetztes Arbei-
ten oder andere geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. Die Beschäftigten werden 
gebeten, diese Angebote umfassend zu nutzen. 
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Masken 
 
Gerade mit Blick auf die deutlich höhere Ansteckungsgefahr, die von den aktuellen 
Virusmutationen ausgeht, ist ein konsequentes Tragen von Masken überall dort, wo 
Abstand halten nicht möglich ist, eines der wichtigsten präventiven Mittel gegen die 
Übertragung des Virus. Medizinische Masken (die sogenannten OP-Masken sowie 
Masken mit FFP2- oder vergleichbarem Schutzstandard) bieten dabei einen besseren 
Schutz als Alltagsmasken. Deshalb wird die Pflicht zum Tragen von medizinischen 
Masken in öffentlichen Verkehrsmitteln sowie in Geschäften zur Pflicht. Aber auch dar-
über hinaus, wo es engeren und längeren Kontakten zu anderen Personen gibt, ins-
besondere in geschlossenen Räumen, werden diese Masken empfohlen. 
Die Landesregierung wird die Beschaffung von Masken für Beschäftigte, die in Berei-
chen mit besonders vielen und engen Kontakten tätig sind, veranlassen bzw. unter-
stützen (z.B. Polizisten, Lehrkräfte, Beschäftigte der Kinder- und Jugendhilfe). Darüber 
hinaus wird sie sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass der Bund Sozialhilfe-
empfängern einen Corona-Zuschuss gewährt. 
 
 
Quarantäneregeln für Reisen aus dem Ausland   
 
Die Quarantäneregeln für Reisen und die Rückkehr von Reisen aus dem Ausland wer-
den verschärft. Wer aus einem Risikogebiet kommt, dessen Sieben-Tages-Inzidenz 
die Deutschlands mehrfach übersteigt (sog. Hochinzidenzgebiet, mindestens Inzi-
denzwert von 200) oder in dem die gefährlichen Virusmutationen verbreitet sind (Vi-
rusvariantengebiet), muss in jedem Fall in Quarantäne und kann sich frühestens nach 
fünf Tagen „freitesten“. Die Ausnahmen von der Quarantäne-Pflicht gelten hier nicht. 
 
Für alle weiteren Risikogebiete bleibt es bei den geltenden Ausnahmen von der Qua-
rantänepflicht – z.B. aktuell für Berufspendler aus Polen, die sich alle 4 Tage testen. 
 
 
Strengere Regeln für Gebiete mit einer Sieben-Tages-Inzidenz von mehr als 150 
Neuinfektionen auf 100.000 Einwohner in sieben Tagen 
 
Wenn die Sieben-Tages-Inzidenz in Landkreisen oder kreisfreien Städten einen Wert 
von 200 übersteigt, sind bereits jetzt für diese Gebiete von den Landkreisen und kreis-
freien Städten weitergehende Maßnahmen zu ergreifen. Künftig gilt diese Vorgabe be-
reits bei einem Inzidenzwert von 150. Bei diffusem Infektionsgeschehen, das nicht auf 
lokale Ausbrüche begrenzt ist, auf den gesamten Landkreis bzw. die kreisfreie Stadt 
zu erstrecken. Es sind dann insbesondere folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

 
- Ausgangsbeschränkungen (insbesondere Ausgangsverbot zwischen 21 Uhr 

abends und 6 Uhr morgens), sofern kein triftiger Grund vorliegt.  
 

- Einschränkung des Bewegungsradius auf 15 Kilometer um den Wohnort (Mel-
deadresse), sofern kein triftiger Grund vorliegt. 
 

- Die Einreise in diese Gebiete zum Besuch der Zweitwohnung aus nicht berufli-
chen Gründen oder zu tagestouristische Ausflügen ist nicht möglich. 
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Hierzu wird das Gesundheitsministerium seinen Erlass an die Landkreise und kreis-
freien Städte anpassen, den diese dann in Allgemeinverfügungen umsetzen. Die Maß-
nahmen sollten in der Regel in Kraft bleiben, bis der Schwellenwert von 150 Neuinfek-
tionen auf 100.000 Einwohner in sieben Tagen für mindestens 14 Tage ununterbro-
chen unterschritten worden ist. 
 
 
Analyse und Nachverfolgung von Virus-Mutationen 
 
Der Aufbau von Kapazitäten zur Analyse des Erbguts des Corona-Virus (sog. Genom-
Sequenzierung), ist von besonderer Bedeutung in der aktuellen Phase der Corona-
Pandemie. Dabei geht es darum, unterschiedliche Varianten des Virus zu erkennen 
und ihre Eigenschaften zu ermitteln. 
 
Über das Aufspüren und das Monitoring auftretender Virusmutationen wird sicherge-
stellt, dass gefährliche (infektionsepidemiologisch oder klinisch relevante) Virusmuta-
tionen und deren Verbreitung frühzeitig entdeckt werden. Hierdurch wird die Grundlage 
für eine effektive Gefahrenabwehr geschaffen. Denn nur, wenn bekannt ist, welche 
Eigenschaften die aktuell zirkulierenden Virusvarianten haben, können wirksame Maß-
nahmen insbesondere zur umfassenden Nachverfolgung getroffen werden. 
 
Die erweiterten Kapazitäten zur Gensequenzierung werden in Mecklenburg-Vorpom-
mern unter der Federführung der Universitätsmedizin Greifswald aufgebaut und ste-
hen zeitnah zur Verfügung. Das Land hat sichergestellt, dass die Sequenzierung in 
Mecklenburg-Vorpommern nach einer sinnvollen Systematik erfolgt und die Akteure 
auf lokaler und Landesebene in die Informationsflüsse eingebunden sind. Hierzu ko-
operieren die Labore mit den Gesundheitsämtern und dem Landesamt für Gesundheit 
und Soziales. 
 
Die Kosten für die Sequenzierung werden vom Bund getragen. Auf der Grundlage ei-
ner Bundesverordnung wird neben der Finanzierung auch der deutschlandweite und 
internationale Datenaustausch zur Sequenzierung geregelt. 
 
 
2. Gefahr des mutierten Virus reduzieren - Weitere Schutzmaßnahmen an 

Kitas und Schulen  

 

Bund und Länder haben beschlossen, die bereits im Dezember für Schulen und Kin-

derbetreuungseinrichtungen getroffenen Vereinbarungen bis zum 14. Februar 2021 

fortzusetzen. Auch wenn geschlossene Bildungseinrichtungen für Kinder und Jugend-

liche über einen längeren Zeitraum nicht ohne negative Folgen für die Bildungsbiogra-

phien und die soziale Teilhabe von Kindern und Jugendlichen bleiben, ist eine strenge 

Umsetzung dieses Beschlusses notwendig. Denn es gibt ernst zu nehmende Hin-

weise, dass sich die Mutation B.1.1.7 des SARS-CoV2-Virus aus Großbritannien wo-

möglich auch stärker unter Kindern und Jugendlichen verbreitet, als es bei dem bisher 

bekannten Virus der Fall ist. Deshalb ist es auch in Kitas und Schulen notwendig, vo-

rausschauend zu handeln und auch hier zusätzliche Schutzmaßnahmen vornehmen.  

 

Mit dem Shutdown für Kitas und Schulen in Landkreisen und kreisfreien Städten mit 

einer Inzidenz ab 150 werden im Zeitraum vom 25. Januar 2021 (mit einer Übergangs-
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frist von zwei Werktagen) bis zum 14. Februar 2021 für rund drei Wochen mit der Ein-

führung der Notbetreuung klare Bedingungen für Eltern, Kinder, Lehrkräfte in den 

Schulen und Fachkräften in der Kindertagesförderung geschaffen. Nur Kinder, deren 

Eltern einen Anspruch auf Notfallbetreuung haben, dürfen die Kindertagesförderung 

oder den Präsenzunterricht in der Schule noch in Anspruch nehmen.  

 

Damit soll ein weiterer Beitrag zur Kontaktreduzierung und Mobilitätsbegrenzung ge-

leistet werden. Auch Kitas und Schulen müssen dazu beitragen, dass das Gesund-

heitssystem in seiner Funktionsfähigkeit aufrechterhalten bleibt. Diese Schutzmaß-

nahmen sind darüber hinaus dazu geeignet, die Risiken für die Beschäftigten in der 

Kindertagesförderung und in den Schulen zu verringern, indem weniger Kinder und 

Jugendliche zu betreuen sind.  

Um die Abschlüsse in diesem Jahr nicht zu gefährden, sollen die Abschlussklassen 
jedoch auch in diesen Regionen wie im übrigen Land weiterhin die Möglichkeit des 
Präsenzunterrichts erhalten. Dazu gehören sowohl die allgemeinbildenden als auch 
die beruflichen Schulen. Die praktische Vorbereitung und Durchführung für Abschlüsse 
in anerkannten Ausbildungsberufen wird auch in überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
ermöglicht. 
 

Die Notfallbetreuung wird für Beschäftigte der kritischen Infrastruktur – wie bereits im 

Shutdown des Frühjahrs 2020 – sowie für Härtefälle und Alleinerziehende eingerichtet. 

Voraussetzung bleibt, dass ein Elternteil unabkömmlich ist und die Betreuung der Kin-

der nicht anderweitig verantwortungsvoll organisiert werden kann.  

 

Der bisherige Weg, an die Eltern zu appellieren, die Kindertagesförderung und den 

Präsenzunterricht in der Schule möglichst nicht in Anspruch zu nehmen, wird von den 

Eltern sehr verantwortungsvoll umgesetzt. Er kann daher in Landkreisen und kreis-

freien Städten mit einer 7-Tages-Inzidenz von unter 150 je 100.000 Einwohnerinnen 

und Einwohner fortgesetzt werden.  

 

Die mit dem Shutdown verbundenen Belastungen für Eltern sind hoch. Die ergänzen-

den Regelungen des Kinderkrankengeldes sollen dies – auch für die Familien, die dem 

Appell folgen, Ihre Kinder zuhause zu betreuen – abfedern. 

 

Insgesamt ist es essentiell, dass bereits jetzt eine Perspektive eröffnet wird, wie es an 

unseren Kitas und Schulen weitergeht, wenn erste Lockerungen möglich sind. 

 
 

2. Situation in der Pflege und Eingliederungshilfe 
 

Nach wie vor stellt der Schutz der pflegebedürftigen Menschen sowie der Menschen 

mit Behinderungen als vulnerabelsten Gruppen unserer Gesellschaft sowie der sie 

versorgenden Personen eine der wichtigsten Aufgaben dar, die zugleich von beson-

deren Herausforderungen geprägt ist.  

 

Auch wenn die im Beschluss der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen sowie 

Regierungschefs der Länder vom 19. Januar 2021 vorgesehenen Maßnahmen im Be-
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reich der Alten- und Pflegeheime bereits geltendes Recht in Mecklenburg-Vorpom-

mern sind, sind weitergehende Regelungen für die Pflegeeinrichtungen wie für die be-

sonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen im Bereich der Eingliede-

rungshilfe mit Blick auf die verschiedenen Mutationen des Virus und der damit verbun-

denen Gefahr angezeigt.  

 

So sollen die bisher für einen Inzidenzwert ab 200 Fällen auf 100.000 Einwohner gel-

tenden Regelungen zukünftig bereits ab einem Inzidenzwert von 150 Fällen gelten. 

Darüber hinaus wird die Pflicht zum Tragen einer FFP2-Maske in Pflegeeinrichtungen 

und besonderen Wohnformen über das Personal hinaus auf alle Personen erweitert, 

die körpernahe Tätigkeiten durchführen. 

 

Es wird ausdrücklich an die Einrichtungen und Träger appelliert, die die Maßnahmen 

bisher nicht vollständig umgesetzt haben, dieses unverzüglich nachzuholen. Die Heim-

aufsichten werden dies kontrollieren.  

 
 

3. Impfungen gegen Covid 19 

 

In Mecklenburg-Vorpommern werden seit dem 27. Dezember 2020 Impfungen gegen 

das Coronavirus durchgeführt. Dank der guten Arbeit in den Landkreisen, kreisfreien 

Städten und aller anderen Beteiligten in den Einrichtungen konnte bisher der zur Ver-

fügung stehende Impfstoff schnellstmöglich verimpft werden. 

 

Seit dem 27. Dezember 2020 haben in Mecklenburg-Vorpommern 47.197 Personen 

die Erstimpfung erhalten (Stand 22.01.2021). Damit liegt Mecklenburg-Vorpommern 

gemessen an der Einwohnerzahl bundesweit weiter an der Spitze. Auch mit den 

Zweitimpfungen wurde bereits begonnen (3.572). 

 

Um die besonders vulnerablen Gruppen zu schützen, werden auch weiterhin schnellst-

möglich in den Alten- und Pflegeheimen die Bewohner und das dortige Personal ge-

impft. Aktuell wurden 78% der Alten- und Pflegeheime durch mobile Teams aufgesucht 

und Erstimpfungen durchgeführt.  

 

Seit dem 7. Januar 2021 werden ebenfalls die über 80jährigen Bürgerinnen und Bürger 

in der Häuslichkeit zentral durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) 

angeschrieben. Das Informationsschreiben enthält Informationen zur Impfung und 

eine Telefonnummer, unter der die Impftermine vereinbart werden können. Die Be-

nachrichtigung erfolgt alphabetisch. 

 

Ebenfalls wird in Krankhäusern das medizinische Personal geimpft, welches einem 

sehr hohen Expositionsrisiko in Bezug auf das Coronavirus ausgesetzt ist, zum Bei-

spiel in den COVID-Stationen. 
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Aufgrund der Mitteilung des Unternehmens BioNTech, dass ab der 4. Kalenderwoche 

2021 die angekündigten Impfstoffmengen reduziert werden, können nun nicht so viele 

Personen der ersten Priorität geimpft werden wie ursprünglich geplant. Das Land 

Mecklenburg-Vorpommern setzt sich beim Bund dafür ein, dass die reduzierten Impf-

stoffliefermengen schnellstmöglich ausgeglichen werden können, so dass insbeson-

dere die Personen der Priorität 1 schnellstmöglich eine Impfung erhalten. 

 

Die Impfdosen für die für den vollen Impfschutz notwendige Zweitimpfung werden ent-

sprechend zurückgehalten und fristgerecht an die Impfzentren geliefert.  

 

Um insbesondere für ältere Personengruppen die Wege zur Impfzentren zu verkürzen, 

wird aktuell wird mit den Landkreisen über mögliche Außenstellen diskutiert.  

 

Solange die Impfstoffmengen gering sind, wird die Vergabe der Impftermine aber im-

mer streng entsprechend der Priorisierung der Impfverordnung über das Callcenter 

erfolgen müssen, um eine Verteilung nach objektiven Kriterien zu gewährleisten.  

 

Die Einbindung niedergelassener Ärzte mit eigenen Patientenstämmen wird deshalb 

erst bei ausreichend zur Verfügung stehenden Impfstoffmengen einschließlich der ent-

sprechenden Transport- und Lagermöglichkeiten erfolgen. 

 

 

4. Wirtschaftshilfen 

 

Umfangreiche Hilfspakete des Bundes und der Länder zur Abmilderung der finanziel-

len Folgen der Corona-Pandemie begleiten die erforderlichen Schutzmaßnahmen. Die 

reguläre Auszahlung der Novemberhilfe des Bundes erfolgt seit 12.01.2021. Insge-

samt sind in M-V etwa zwei Drittel des beantragten Fördervolumens der Novemberhilfe 

bewilligt und ausgezahlt. Die Abschlagszahlungen für die Dezemberhilfe fließen seit 

Anfang Januar an die Unternehmen. Die reguläre Auszahlung der Dezemberhilfe fin-

det noch nicht statt, weil der Bund die Voraussetzungen dafür noch nicht geschaffen 

hat. 

 

Nunmehr kommt der Überbrückungshilfe III eine besondere Bedeutung zu. Die Über-

brückungshilfe stellt seit Mitte 2020 ein Hilfsangebot für Unternehmen dar, die auf-

grund der Pandemie hohe Umsatzrückgänge zu verzeichnen haben, und zahlt Zu-

schüsse zu den Fixkosten. Im Zeitraum der Schließungen ist dies umso wichtiger. 

Dazu hat der Bund die Rahmenbedingungen der Überbrückungshilfe III nochmals an-

gepasst und verbessert. So sollen die Zugangsvoraussetzungen insgesamt verein-

facht und die Abschlagszahlungen sowie die monatlichen Förderhöchstbeträge für Un-

ternehmen und Soloselbständige deutlich angehoben werden. Für den besonders be-

troffenen Einzelhandel werden Abschreibungen auf verderbliche Ware und auf Sai-

sonware bei den Fixkosten berücksichtigt. Die Landesregierung setzt sich weiter mit 

Nachdruck dafür ein, dass die Überbrückungshilfe III zeitnah und unbürokratisch um-

gesetzt wird. Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
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der Länder haben am 19. Januar 2021 vereinbart, dass Abschläge im Februar 2021 

und reguläre Auszahlungen noch im März 2021 erfolgen.  

 

Mindestens bis zu einer schrittweisen Lockerung der jetzigen Schutzmaßnahmen ist 

die Fortsetzung der Unterstützungsleistungen durch Bund und Land für die heimische 

Wirtschaft sehr wichtig. Von Seiten des Landes werden daher die bereits bestehenden 

Landesunterstützungen ausgeweitet. Im Einzelnen handelt es sich um die Modifizie-

rung der rückzahlbaren Corona-Liquiditätshilfe speziell für den Einzelhandel, die Ein-

führung einer Marktpräsenzprämie für den Einzelhandel, die Vorfinanzierung von 

Corona-Hilfen des Bundes im Einzelfall, die Verlängerung und Weiterentwicklung der 

Neustart-Prämie, die Auflage eine Starthilfe für Beherbergungs- und Gastronomiebe-

triebe, die Präzisierung des Investitionsprogramms „Modernisierung für Beherber-

gungsbetriebe“ sowie die Öffnung der Qualifizierungsförderung für Auszubildende.  

 

Darüber hinaus wird das Land kurzfristig ein Programm zur anteiligen Vorfinanzierung 

der Überbrückungshilfe III für Unternehmen auflegen, die unmittelbar von den verord-

neten Schließungen seit dem 16. Dezember 2020 betroffen sind.  

 

Weiterhin setzt sich das Land zusammen mit der Bundesregierung bei der Europäi-

schen Kommission mit Nachdruck für die Anhebung der beihilferechtlichen Höchsts-

ätze ein, da viele Unternehmen angesichts der Dauer der Pandemie an die geltenden 

beihilferechtlichen Obergrenzen stoßen. 

  

Die Landesregierung konnte bewirken, dass das Bundeskabinett diese Woche eine 

Regelung zur Verlängerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht in bestimmten 

Fällen auf den Weg gebracht hat. 

 

 

5. Sitzungen der Kommunalvertretungen  

 

Vorbehaltlich eines Beschlusses des Landtages am 27. Januar 2021 wird das Gesetz 

zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit der Kommunen während der SARS-

CoV-2-Pandemie in der ersten Februarwoche in Kraft treten. Ab diesem Zeitpunkt wer-

den die Kommunen über mehrere rechtssichere Möglichkeiten verfügen, um Sitzungen 

unter weitgehender Reduzierung oder auch ganz ohne persönliche Kontakte durch-

führen zu können. 

 

Die Kommunen werden dringend gebeten, von diesen Befugnissen Gebrauch zu ma-

chen und bis dahin auf nicht unbedingt notwendige Sitzungen zu verzichten. 
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6. Ausblick 

 

Die Partner werden Mitte Februar erneut zu einem MV-Gipfel zusammentreten. Dar-

über hinaus werden sich die Beteiligten in den bestehenden und zusätzlich verabre-

deten Formaten, wie dem Interministeriellen Führungsstab, den Expertenrunden des 

Wirtschafts- und Gesundheitsministeriums, des Sozial- und des Bildungsministeriums 

und der Ampel-Task Force, weiter eng abstimmen. 

 


